
Parteien des Ausgangsverfahrens 

Rechtsmittelführer: Z 

Anderer Verfahrensbeteiligter: Minister voor Immigratie en Asiel 

Vorlagefragen 

1. Bilden Ausländer mit einer homosexuellen Ausrichtung eine 
bestimmte soziale Gruppe im Sinne von Art. 10 Abs. 1 
Buchst. d der Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. 
April 2004 über Mindestnormen für die Anerkennung 
und den Status von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen 
als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig interna­
tionalen Schutz benötigen, und über den Inhalt des zu ge­
währenden Schutzes (ABl. L 304, S. 12, im Folgenden: 
Richtlinie)? 

2. Falls Frage 1 zu bejahen ist: Welche homosexuellen Hand­
lungen fallen in den Geltungsbereich der Richtlinie und 
kann dies, wenn wegen dieser Handlungen eine Verfolgung 
stattfindet und die übrigen Voraussetzungen erfüllt sind, zur 
Zuerkennung des Flüchtlingsstatus führen? Diese Frage um­
fasst nachfolgende Teilfragen: 

a) Kann von homosexuellen Ausländern erwartet werden, 
dass sie ihre sexuelle Ausrichtung in ihrem Heimatland 
vor jedermann geheim halten, um eine Verfolgung zu 
vermeiden? 

b) Falls die vorstehende Teilfrage zu verneinen ist: Kann 
von einem homosexuellen Ausländer erwartet werden, 
dass er sich beim Ausleben seiner sexuellen Ausrichtung 
in seinem Heimatland zurückhält, um eine Verfolgung 
zu vermeiden, und wenn ja, in welchem Maße? Kann 
insoweit von Homosexuellen mehr Zurückhaltung als 
von Heterosexuellen erwartet werden? 

c) Falls in diesem Zusammenhang zwischen Äußerungen, 
die den Kernbereich der sexuellen Ausrichtung betreffen, 
und solchen, bei denen dies nicht der Fall ist, unterschie­
den werden kann: Was ist unter dem Kernbereich der 
sexuellen Ausrichtung zu verstehen und wie kann dieser 
bestimmt werden? 

3. Stellt allein schon die Tatsache, dass homosexuelle Hand­
lungen nach dem Code Pénal des Senegal in diskriminieren­
der Art und Weise unter Strafe gestellt und mit einer Frei­
heitsstrafe bedroht sind, eine Verfolgungshandlung im Sinne 
von Art. 9 Abs. 1 Buchst. a in Verbindung mit Abs. 2 
Buchst. c der Richtlinie dar? Falls nein: Unter welchen Um­
ständen ist dies dann der Fall? 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale Amministrativo 
Regionale per il Lazio (Italien), eingereicht am 14. Mai 
2012 — Vodafone Omnitel Nv/Autorità per le Garanzie 
nelle Comunicazioni, Presidenza del Consiglio dei Ministri 

(Rechtssache C-228/12) 

(2012/C 217/17) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale Amministrativo Regionale per il Lazio 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Vodafone Omnitel Nv 

Beklagte: Autorità per le Garanzie nelle Comunicazioni, Presi­
denza del Consiglio dei Ministri 

Vorlagefrage 

Sind die für den Sektor geltenden Bestimmungen des Gemein­
schaftsrechts, insbesondere die Richtlinie 2002/20/EG ( 1 ), dahin 
auszulegen, dass sie der dargestellten nationalen Regelung, ins­
besondere dem Gesetz Nr. 266 von 2005, auch in ihrer kon­
kreten Anwendung im Wege einer Verordnung, entgegenstehen? 

( 1 ) Richtlinie 2002/20/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 7. März 2002 über die Genehmigung elektronischer Kommuni­
kationsnetze und -dienste (Genehmigungsrichtlinie), (ABl. L 108, 
S. 21). 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale Amministrativo 
Regionale per il Lazio (Italien), eingereicht am 14. Mai 
2012 — Fastweb SpA/Autorità per le Garanzie nelle 

Comunicazioni u. a. 

(Rechtssache C-229/12) 

(2012/C 217/18) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale Amministrativo Regionale per il Lazio 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Fastweb SpA 

Beklagte: Autorità per le Garanzie nelle Comunicazioni, Com­
missione di garanzia dell’attuazione della legge sullo sciopero 
nei servizi pubblici essenziali u. a.
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Vorlagefrage 

Sind die für den Sektor geltenden Bestimmungen des Gemein­
schaftsrechts, insbesondere die Richtlinie 2002/20/EG ( 1 ), dahin 
auszulegen, dass sie der dargestellten nationalen Regelung, ins­
besondere dem Gesetz Nr. 266 von 2005, auch in ihrer kon­
kreten Anwendung im Wege einer Verordnung, entgegenstehen? 

( 1 ) Richtlinie 2002/20/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 7. März 2002 über die Genehmigung elektronischer Kommuni­
kationsnetze und -dienste (Genehmigungsrichtlinie), (ABl. L 108, 
S. 21). 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale Amministrativo 
Regionale per il Lazio (Italien), eingereicht am 14. Mai 
2012 — WIND Telecomunicazioni SpA/Autorità per le 

Garanzie nelle Comunicazioni u. a. 

(Rechtssache C-230/12) 

(2012/C 217/19) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale Amministrativo Regionale per il Lazio 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: WIND Telecomunicazioni SpA 

Beklagte: Autorità per le Garanzie nelle Comunicazioni u. a. 

Vorlagefrage 

Sind die für den Sektor geltenden Bestimmungen des Gemein­
schaftsrechts, insbesondere die Richtlinie 2002/20 ( 1 ), dahin aus­
zulegen, dass sie der dargestellten nationalen Regelung, ins­
besondere dem Gesetz Nr. 266 von 2005, auch in ihrer kon­
kreten Anwendung im Wege einer Verordnung, entgegenstehen? 

( 1 ) Richtlinie 2002/20/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 7. März 2002 über die Genehmigung elektronischer Kommuni­
kationsnetze und -dienste (Genehmigungsrichtlinie), ABl. L 108, S. 
21. 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale Amministrativo 
Regionale per il Lazio (Italien), eingereicht am 14. Mai 
2012 — Vodafone Omnitel Nv/Autorità per le Garanzie 
nelle Comunicazioni, Presidenza del Consiglio dei Ministri 

(Rechtssache C-231/12) 

(2012/C 217/20) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale Amministrativo Regionale per il Lazio 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Vodafone Omnitel Nv 

Beklagte: Autorità per le Garanzie nelle Comunicazioni, Presi­
denza del Consiglio dei Ministri 

Vorlagefrage 

Sind die für den Sektor geltenden Bestimmungen des Gemein­
schaftsrechts, insbesondere die Richtlinie 2002/20 ( 1 ), dahin aus­
zulegen, dass sie der dargestellten nationalen Regelung, ins­
besondere dem Gesetz Nr. 266 von 2005, auch in ihrer kon­
kreten Anwendung im Wege einer Verordnung, entgegenstehen? 

( 1 ) Richtlinie 2002/20/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 7. März 2002 über die Genehmigung elektronischer Kommuni­
kationsnetze und -dienste (Genehmigungsrichtlinie), ABl. L 108, 
S. 21. 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale Amministrativo 
Regionale per il Lazio (Italien), eingereicht am 14. Mai 
2012 — Fastweb SpA/Autorità per le Garanzie nelle 

Comunicazioni u. a. 

(Rechtssache C-232/12) 

(2012/C 217/21) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale Amministrativo Regionale per il Lazio 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Fastweb SpA 

Beklagte: Autorità per le Garanzie nelle Comunicazioni u. a. 

Vorlagefrage 

Sind die für den Sektor geltenden Bestimmungen des Gemein­
schaftsrechts, insbesondere die Richtlinie 2002/20 ( 1 ), dahin aus­
zulegen, dass sie der dargestellten nationalen Regelung, ins­
besondere dem Gesetz Nr. 266 von 2005, auch in ihrer kon­
kreten Anwendung im Wege einer Verordnung, entgegenstehen? 

( 1 ) Richtlinie 2002/20/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 7. März 2002 über die Genehmigung elektronischer Kommuni­
kationsnetze und -dienste (Genehmigungsrichtlinie), ABl. L 108, 
S. 21.
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